
  

 
 

Zuwendungs- und Haushaltsrecht des Bundes 

Vorschläge zur Vereinfachung und Modernisierung für die institutionelle Förderung in Bezug auf 

den Deutschen Verein für öffentliche und private Fürsorge e. V. 

 

Der Deutsche Verein für öffentliche und private Fürsorge e. V. wird durch das Bundesministerium für 

Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend im Wege der Fehlbedarfsfinanzierung institutionell 

gefördert. Die Bundesförderung beträgt derzeit ca. 75 Prozent, die Eigenmittel belaufen sich auf ca. 25 

Prozent. Den überwiegenden Teil der Eigenmittel stellen Mitgliedsbeiträge dar, daneben gibt es 

Einnahmen aus Gebühren/Entgelten. Als institutionell geförderte Organisation hat der Deutsche 

Verein keine Rücklagen und unterliegt gemäß Nr. 1.8 ANBest-I (Anlage 1 zur VV Nr. 5.1 zu § 44 BHO) 

einem Rücklagenverbot, darf diese auch wenn Mittel vorhanden wären, nicht bilden. Gleichzeitig ist 

der Deutsche Verein als eingetragener Verein und damit juristische Person des Privatrechts – im 

Gegensatz zum Staat, seinen Einrichtungen und Gebietskörperschaften – insolvenzfähig. Zudem ist 

der Deutsche Verein als steuerbegünstigte Körperschaft den engen Grenzen des 

Gemeinnützigkeitsrechts (§§ 51 ff. AO) mitsamt seinem Haftungsregime unterworfen. Um in diesem 

Spannungsfeld finanzielle Nachhaltigkeit zu gewährleisten und somit die Existenz des Deutschen 

Vereins – seit über 140 Jahren das Forum des Sozialen – zu sichern, sind verlässliche und 

rechtssichere Rahmenbedingungen zwingend notwendig. Dazu zählt die Entbürokratisierung des 

Zuwendungs- und Haushaltsrechts. 

 

Stellschrauben im Zuwendungs- und Haushaltsrecht mit großer Wirkung für den Deutschen 

Verein: 

• Verbot der Rücklagenbildung aufheben und wirtschaftliches Handeln ermöglichen 

➢ Rücklagen sind notwendig, um Planungssicherheit zu ermöglichen, die kontinuierliche 

Qualität der Arbeit des Deutschen Vereins aufrechtzuerhalten und Risiken für die Führung der 

Vereinsgeschäfte zu minimieren. 

➢ Gerade in schwierigen Zeiten, beispielsweise im Kontext vorläufiger Haushaltsführung, sind 

Rücklagen ein unverzichtbares Mittel, um Unsicherheiten abzufedern. 

➢ Eine Aufhebung des Rücklagenverbots in den Allgemeinen Nebenbestimmungen für die 

institutionelle Förderung ermöglicht die Bildung von Rücklagen lediglich in eingeschränktem 

Umfang auf Grundlage der steuerrechtlichen Vorschriften der Abgabenordnung. 

➢ Eigenverantwortung sollte belohnt werden: Auch im Rahmen der Fehlbedarfsfinanzierung 

sollte es in einem gewissen Umfang möglich sein, selbst erwirtschaftete Eigenmittel (u.a. 
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Spenden, Mitgliedsbeiträge, Sponsoring) in eine Rücklage einzustellen und/oder einen 

angemessenen Prozentsatz rechnerisch aus der Fehlbedarfsfinanzierung auszuklammern (z.B. 

entsprechend § 62 Abs. 1 Nr. 4 AO in Höhe von 10 Prozent). Dies ist bereits vor dem 

Hintergrund notwendig, dass ein Verein in der Lage sein muss, unabhängig von den Vorgaben 

des öffentlichen Zuwendungs- und Haushaltsrechts (und des Zuwendungsbescheids) seine 

ureigenen vereinsrechtlichen satzungsmäßigen Zwecke zu verwirklichen. Es versteht sich von 

selbst, dass das Gemeinnützigkeitsrechts (§§ 51 ff. AO) dabei den Rahmen bildet.  

➢ Länder wie Baden-Württemberg und Hamburg zeigen, dass ein Verbot der Rücklagenbildung 

nicht notwendig ist. 1 Auch andere Länder haben kein pauschales Verbot, sondern flexiblere 

Regelungen.2 Mit Blick auf das im Koalitionsvertrag vereinbarte Ziel, das Zuwendungsrecht zu 

verschlanken und zu vereinheitlichen, sollte der Bund hier nicht hinter den Ländern 

zurückstehen, sondern vielmehr als Vorreiter vorangehen. 

 

• Jährlichkeitsprinzip flexibilisieren  

➢ Eine Flexibilisierung des Jährlichkeitsprinzips im Haushaltsrecht ermöglicht es, finanzielle 

Mittel, wie Personalverstärkungsmittel, die erst sehr spät im Verlauf des Jahres zur Verfügung 

gestellt werden, zweckgebunden ins Folgejahr zu übertragen. Aktuell müssen nicht 

verbrauchte Mittel zum Jahresende zurückgezahlt werden, obwohl der Deutsche Verein 

dauerhaft institutionell gefördert wird. 

 

• Verbot des Abschlusses freiwilliger Versicherungen aufheben 

➢ Der Abschluss freiwilliger Versicherungen dient der Risikominimierung und sichert so die 

Wirtschaftlichkeit und Nachhaltigkeit des Mitteleinsatzes. 

➢ Das Land Baden-Württemberg zeigt, dass ein Verbot des Abschlusses freiwilliger 

Versicherungen nicht notwendig ist.3 

 
Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. – seit über 140 Jahren das Forum des Sozialen 

Der Deutsche Verein für öffentliche und private Fürsorge e. V. ist das gemeinsame Forum von Kommunen und 

Wohlfahrtsorganisationen sowie ihrer Einrichtungen, der Bundesländer, der privatgewerblichen sozialen Dienste und der 

Wissenschaft für alle Bereiche der Sozialen Arbeit, der Sozialpolitik und des Sozialrechts. Er begleitet und gestaltet durch 

seine Expertise und Erfahrung die Entwicklungen u.a. der Kinder-, Jugend- und Familienpolitik, der Sozial- und Altenhilfe, 

der Grundsicherungssysteme, der Pflege und Rehabilitation sowie der Migration und Integration. 

                                                                    
1 Anlage 1 zu Nummer 5.1 VV zu § 44 LHO Baden-Württemberg; Anlage 1 zu VV zu § 46 LHO Hamburg 
2 Nordrhein-Westfalen lässt bei der institutionellen Förderung die Bildung einer Betriebsmittelreserve zum Jahresende in Höhe von 2/12 des 

jährlichen Zuwendungsbetrags des Landes zu, wenn die Förderung im Folgejahr weiter besteht (Nr. 1.9, Nr. 1.7 ANBest-I Anlage 1 zu Nummer 5.1. VV 
zu § 44 LHO). 

3 Anlage 1 zu Nummer 5.1 VV zu § 44 LHO Baden-Württemberg 


